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Projektentwickler kämpfen
mit dem Zinsanstieg, Geldge-
ber sind zurückhaltend. Das
macht die Refinanzierung
schwierig und die Unsicher-
heit groß. Die Titelgeschichte
des Magazin analysiert die
Lage und ihre Folgen. Ein In-
terview malt Szenarien, die
für viele unschön sein wer-
den: Zahlreiche Vorhaben
werden mehr Geld brauchen
und häufig wird ein Verkauf
der letzte Ausweg sein. Mez-
zaninefinanzierer erfüllt das
mit Hoffnung, Crowdinvest-
ments setzt das unter Stress.
Im Fahrwasser der steigen-
den Zinsen erleben die Bau-
sparkassen dagegen eine Art
Wiedergeburt.

Ergänzend finden Sie im
Magazin einen Blick auf den
Zustand der Digitalisierung in
den Banken, der eher mäßig
ist, und ein Update in Sachen
Geldwäschebekämpfung, bei
der es immer noch eher lang-
sam voran geht. Unser Markt-
überblick mit insgesamt 55
Finanzierern liefert erneut
Details, wer Geld für was und
zu welchen Bedingungen
bereitstellt.
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Rechtsanwalt
Dr. Walter Klein
von Loschelder

Quelle: Loschelder

Baurecht. Ein Planer muss den Bauherrn
auch über seine eigenen Planungs- und
Überwachungsfehler aufklären. Tut er das
nicht, wird er womöglich
schadenersatzpflichtig.

OLG Brandenburg, Urteil vom 1. Dezember 2022,
Az. 12 U 199/21

Objektüberwacher müssen ihre
Fehler offenlegen
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DER FALL

Ein Bauherr beauftragt einen Ingenieur
mit der Planung und Bauleitung beim Bau
eines Einfamilienhauses. Das Vorhaben
wird von 1999 bis 2001 ausgeführt. Vor
dem Bezug weist der Bauherr den Inge-
nieur auf Mängel an der Kellerabdichtung
hin. Wasser tritt in den Keller ein. Der
Ingenieur erkennt seine Haftung an; der
Schaden wird reguliert. Im September
2001 bezieht der Bauherr das Haus. Im

gleichen Jahr zeigt er wieder einen Was-
serschaden an, es folgen weitere Wasser-
eintritte. Er verlangt Schadenersatz vom
Ingenieur. Vor Ablauf der Verjährung
reicht er Klage ein, die auf die geschätzten
Mangelbeseitigungskosten von 6.000 Euro
beschränkt wird. Nach Ablauf der
Gewährleistungsfrist wird die Klage
erhöht, als sich abzeichnet, dass die
6.000 Euro nicht ausreichen.
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DIE FOLGEN

Der Ingenieur haftet, weil er die Abdich-
tungsarbeiten nicht angemessen über-
wacht hat. Die Mängelansprüche gegen
ihn verjähren in fünf Jahren. Die Verjäh-
rung wurde durch die Klageeinreichung
gehemmt, aber nur im Umfang der gel-
tend gemachten Ansprüche, also 6.000
Euro. Darüber hinausgehende Ansprüche
sind verjährt. Nach den Grundsätzen der
sogenannten Sekundärhaftung kann eine
weitere Pflichtverletzung vorliegen, die
eine neue Verjährungsfrist auslöst. Der
Objektüberwacher ist verpflichtet, den
Besteller auch bei der Untersuchung und
Behebung des Baumangels zu beraten.
Dies schließt eine Beratung gegen sich

selbst ein:Der Ingenieurmüsste demBau-
herrn mitteilen, dass hier auch ein Pla-
nungs- oder Überwachungsfehler durch
ihn selbst infrage kommt. Unterlässt der
Bauüberwacher diese Beratung und führt
so möglicherweise die Verjährung der
gegen ihn selbst bestehenden Ansprüche
herbei, begründet dies einen weiteren
Schadenersatzanspruch, der nach allge-
meinen Regeln in drei Jahren ab Entste-
hung und Kenntnis des Gläubigers ver-
jährt. Es kommt also darauf an, wann der
Bauherr wusste, dass der Ingenieur seine
Leistung nicht ordnungsgemäß erbracht
hat. Dies war ihm durch die Wasserein-
tritte lange bekannt.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung beruht auf der Rechts-
lage bis 2002. Nach heutiger Rechtslage,
insbesondere der Rechtsprechung des
BGH, wäre der Fall anders entschieden
worden. Selbst wenn die Klage nur auf
Erstattung von bezifferten Mangelbeseiti-
gungskosten gerichtet ist – sie ist inhaltlich
auf alle erforderlichen Kosten, auch auf

die nicht erfassten, gerichtet und enthält
unausgesprochen die Feststellung, dass
auch alle weiteren Kosten zur Mangelbe-
seitigung zu ersetzen sind. Sonst hätte ein
Feststellungsantrag geholfen, dass über
den bezifferten Betrag auch alle mögli-
chen zusätzlichen Schäden zu ersetzen
sind. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Karsten Prote

von GTW
Quelle: GTW

Grundstücksrecht. Der Verdacht, dass auf
dem Nachbargrundstück ein Blindgänger
liegt, kann ein offenbarungspflichtiger
Mangel sein, wenn er die Nutzung des
veräußerten Grundstücks stark einschränkt.

OLG Hamm, Beschluss vom 28. November 2022,
Az. 22 U 28/22

Blindgänger in der Nachbarschaft
ist ein Sachmangel
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DER FALL

Der Käufer macht gegenüber den Ver-
käufern Mangelhaftungsansprüche aus
einem Grundstückskaufvertrag geltend.
Aus seiner Sicht stellt ein Blindgängerver-
dachtspunkt auf einem benachbarten
Flurstück einen Sachmangel dar. DenVer-
käufern sei der Verdachtspunkt aus einer
Korrespondenz mit der Stadt im Vorfeld
des Vertragsschlusses bekannt gewesen.
Der Käufer argumentiert, er könne sein
Grundstück nicht ordnungsgemäß nut-

zen. Es bestehe das Risiko, dass der Blind-
gänger detoniere und das Kaufobjekt in
Mitleidenschaft gezogen werde. Zudem
müsse er bei jeder geplanten Baumaß-
nahme im Bereich des Verdachtspunktes
zuvor einen Antrag bei der Stadt stellen.
Die Stadt könne auch eine Untersuchung
des Verdachtspunktes anordnen, was mit
erheblichen Eingriffen in sein Objekt und
mit hohen Kosten verbunden sein könne.
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DIE FOLGEN

Das OLG gibt dem Käufer recht. Ihm steht
gegen die Verkäufer ein Anspruch auf
Feststellung zu, dass sämtlichemöglichen
Schäden zu erstatten sind, die ihm künftig
aufgrund des benachbarten Verdachts-
punktes entstehen werden. Der Verdacht
auf einen Blindgänger ist ein Sachmangel,
weil das Kaufobjekt nicht die Beschaffen-
heit aufweist, die bei Sachen der gleichen
Art üblich sind und die der Käufer erwar-
ten kann. Die Nutzung des Kaufobjekts ist
erheblich eingeschränkt. Aus der Korres-
pondenz zwischen der Stadt und den Ver-
käufern ergibt sich der Hinweis der
Behörde, dass ein Verdachtspunkt in der

Regel geprüft wird, wenn eine Baumaß-
nahme in dessen Nähe durchgeführt wer-
den soll. Würde ein Bauvorhaben im
betroffenen Bereich realisiert, würden
behördliche Anordnungen getroffen, die
die uneingeschränkte Nutzung des
Grundstücks zumindest beeinträchtigen
würden.DieserMangel war offenbarungs-
pflichtig. Der Haftungsausschluss schei-
tert an § 444 BGB. Da der Mangel bei der
Besichtigung des Objekts nicht erkennbar
gewesen ist, hätten die Verkäufer den
Käufer darüber aufklären müssen.
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WAS IST ZU TUN?

Der Fall ist ein weiteres Beispiel dafür, wie
weit die Offenbarungspflicht des Verkäu-
fers gehen kann. Verkäufer tun gut daran,
dieser Pflicht hinreichend Aufmerksam-
keit zu schenken. Ist dem Verkäufer aus
der Korrespondenz mit Behörden
bekannt, dass sich auf Nachbargrundstü-
cken Blindgängerverdachtspunkte befin-

den, ist zu prüfen, ob dies offengelegt
werden muss. Dafür kann die Größe des
benachbarten Grundstücks und die kon-
krete Lage des Verdachtspunkts wichtig
sein. Selbst wenn der Verkäufer den
Mangel für unbedeutend hält, kann sein
Verschweigen als arglistig gewertet
werden. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Veronika Thormann

von Bethge
Quelle: Bethge

Maklerrecht. Will der Käufer die
Maklerprovision bei einer Doppeltätigkeit
des Maklers zurückfordern, muss er
darlegen und beweisen, dass der
Maklervertrag wegen eines Verstoßes gegen
die gesetzlichen Vorgaben unwirksam ist.

LG Münster, Urteil vom 15. Dezember 2022,
Az. 8 O 212/22

Wer die Maklercourtage zurück
will, trägt die Beweislast
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DER FALL

Ein Makler war zunächst vom Verkäufer
mit der Vermittlung eines mit einer Dop-
pelhaushälfte bebauten Grundstücks
beauftragt worden. Danach schloss er mit
dem Kaufinteressenten ebenfalls eine
Provisionsvereinbarung. Der Kaufinteres-
sent erwarb das Grundstück und zahlte
dem Makler die vereinbarte Provision.
Später verlangte er jedoch einen Nach-
weis darüber, dass der Makler dem Ver-
käufer den gleichen Betrag in Rechnung

gestellt hatte. Der Makler lehnte dies mit
Verweis auf seine Verschwiegenheits-
pflicht ab. Daraufhin verklagte der Käufer
den Makler auf Rückzahlung der Provi-
sion. Er war der Auffassung, dass derMak-
ler den Nachweis über die mit dem Ver-
käufer vereinbarte Provision hätte er-
bringen müssen. Weil dieser Nachweis
nicht vorliege, sei der Maklervertrag
unwirksam.
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DIE FOLGEN

Die Klage des Käufers blieb ohne Erfolg,
das Landgericht Münster wies sie ab. Das
Gericht stellte in seiner Entscheidung klar,
dass die Darlegungs- und Beweislast bei
der Rückforderung des – vermeintlich – zu
Unrecht gezahlten Maklerlohns nicht den
Makler, sonderndenKäufer als Anspruch-
steller trifft. Dieser allgemeine Grundsatz

gilt auch für die Doppeltätigkeit des Mak-
lers. Stützt sich eine der Kaufvertragspar-
teien darauf, dass der gesetzlich vorgese-
hene Provisionsteilungsgrundsatz nicht
eingehalten wurde, muss diese Partei die
einzelnen Umstände auch darlegen und
beweisen können.
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WAS IST ZU TUN?

Bei den neuen gesetzlichen Vorgaben zur
Vermittlung von Kaufverträgen über
Wohnungen und Einfamilienhäuser an
Verbraucher als Käufer ist zu unterschei-
den, ob derMakler imRahmen einerDop-
peltätigkeit für beide Kaufvertragspar-
teien tätig, oder nur von einer Partei
beauftragt wird. Bei der Doppeltätigkeit
sind beide Kunden jeweils Auftraggeber
undVertragspartner desMaklers. Die Pro-
visionen sind von vornherein in gleicher
Höhe zu vereinbaren. Zahlt ein Kunde aus
seiner Sicht zu Unrecht die Provision,
bleibt es bei den allgemeinen Grundsät-
zen zur Beweislast. Etwas anders gelagert

sind die sogenannten Überwälzungsfälle.
Dabei wird der Makler nur von einer Seite
beauftragt. Die Provision soll jedoch von
beiden Seiten des Kaufvertrags getragen
werden. Dies ist nur möglich, wenn der
Auftraggeber des Maklers seinen Teil
zuerst zahlt und dies dem anderen Ver-
tragspartner nachweist. Erst wenn dieser
Nachweis erbracht ist, wird überhaupt für
den anderen die Zahlung seines Teils fäl-
lig. Werden diese gesetzlichen Vorgaben
nicht streng auseinandergehalten, kann
es vor Gericht böse Überraschungen
geben. (redigiert von Anja Hall)

Dr. Ulrich Leo
von WIR Breiholdt
Nierhaus Schmidt

Quelle: WIR BNS

Mietrecht. Nutzungsbeschränkungen im
Zusammenhang mit Covid-19 rechtfertigen
nur im Ausnahmefall eine außerordentliche
Kündigung des Mietvertrags.

BGH, Urteil vom 11. Januar 2023,
Az. XII ZR 101/21

Corona-Einschränkungen
sind kein Kündigungsgrund
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DER FALL

Ein Vermieter und seinMieter waren über
einen Gewerberaummietvertrag verbun-
den. Vorgesehen war die Durchführung
einer Hochzeitsfeier mit 120 Personen.
Aufgrund der Einschränkungen im

Zusammenhangmit der Covid-19-Pande-
mie konnte die Veranstaltung nicht wie
geplant im August 2020 in der vorgesehe-
nenFormstattfinden.DerMieter kündigte
den Mietvertrag außerordentlich.
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DIE FOLGEN

Der BGH hält die Kündigung für unwirk-
sam. Es liegt ein Wegfall der Geschäfts-
grundlage vor. § 313 BGB sieht jedoch als
Rechtsfolge die Anpassung und nur im –
hier nicht vorliegenden –Ausnahmefall eine
Kündigung des Vertrags vor. Die Entschei-
dung liegt auf der Linie der bisherigen
BGH-Rechtsprechung zu den Pandemie-
folgen. Fraglich ist, ob das Urteil des XII.
Zivilsenats auch auf aktuelle Problemfel-

der der Gewerberaummiete angewendet
werden kann. Denn die „große Geschäfts-
grundlage“ soll betroffen sein, wenn die
Erwartung der Vertragsparteien ent-
täuscht wird, dass sich die grundlegenden
politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Rahmenbedingungen eines Vertrags nicht
etwa durch Krieg, Hyperinflation oder
eine Naturkatastrophe ändern und die
Sozialexistenz nicht erschüttert wird.
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WAS IST ZU TUN?

Bereits durch die stark gestiegene Infla-
tion und die Mieterhöhungen, die hieraus
in vielenGewerberaummietverträgen auf-
grund der Wertsicherungsklauseln erfol-
gen, steht man aktuell wieder vor der
Frage, ob der Anwendungsbereich des
Wegfalls der Geschäftsgrundlage gegeben
ist. Dies ist nicht ganz fernliegend, da die
meisten Verträge in Zeiten jahrelang
moderater Änderungen des Verbraucher-
preisindexes für Deutschland abgeschlos-
sen wurden. Außerdem wird das sich
gegenwärtig verwirklichende Risiko der
Energiekostensteigerungen dem Vermie-
ter über die Umlage der Betriebskosten
vom Mieter bereits abgenommen. Dies
hat zur Folge, dass derMieter bei isolierter
Betrachtung des Gewerberaummietver-
trags doppelt belastet wird. Der Vermieter

wird hingegen doppelt begünstigt, insbe-
sondere wenn er während der Niedrig-
zinsphase seine Objektfinanzierung güns-
tig langfristig eingedeckt hat. Ebenso stellt
sich bei Vermietungen vom Reißbrett
zumindest bei Verträgen, die vor Februar
2020 abgeschlossen wurden, die Frage, ob
dem Vermieter aufgrund der extrem
gestiegenen Baukosten ein Vertragsan-
passungsanspruch zusteht. Die schwam-
mige Formulierung des § 313 BGB lässt
nahezu jedwede Entscheidung zu. Der
BGH, der den Instanzgerichten insoweit
einen weiten Ermessensspielraum aus-
drücklich eröffnet, trägt zur Präzisierung
und Vorhersehbarkeit wenig bei. Die ent-
stehende Rechtsunsicherheit wird sicher-
lich eine große Zahl an Prozessen hervor-
bringen. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


